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5 3 1 . Kundmachung: Widerruf einer Vereinbarung zwischen dem Vorsteher des Justiz- und Polizei-
departements der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung
von Aluminiumchlorid (wasserfrei) — Klasse 8, Rn. 2801, Ziff. 12

5 3 2 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Cyanurchlorid (kristallin) in
Transportgefäßen aus Kunststoff mit einem Fassungsraum von höchstens
1 250 Litern

5 3 3 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Titandisulfid als Stoff der
Klasse 4.2

531 . Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
15. November 1985 betreffend den Widerruf
einer Vereinbarung zwischen dem Vorsteher
des Justiz- und Polizeidepartements der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Aluminiumchlorid (wasser-

frei) — Klasse 8, Rn. 2801, Ziff. 12

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Vorsteher des
Justiz- und Polizeidepartements der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft und dem Bundesminister
für Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Alu-
miniumchlorid (wasserfrei) — Klasse 8, Rn. 2801,
Ziff. 12 — in bauartgeprüften und luftdicht ver-
schlossenen Kunststoffsäcken *) wurde mit Note
des Schweizerischen Eidgenössischen Justiz- und
Polizeidepartements vom 4. Oktober 1985 widerru-
fen. Der Widerruf wurde mit Note des Bundesmi-
nisteriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
der Republik Österreich vom 16. Oktober 1985 mit
Wirksamkeit vom 15. Oktober 1985 bestätigt.

Lacina

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 23/1983
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532.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR VERKEHR DER BUNDESREPU-
BLIK DEUTSCHLAND UND DEM BUN-
DESMINISTER FÜR ÖFFENTLICHE
WIRTSCHAFT UND VERKEHR DER
REPUBLIK ÖSTERREICH NACH
RN. 2010 DES ADR ÜBER DIE BEFÖR-
DERUNG VON CYANURCHLORID
(KRISTALLIN) IN TRANSPORTGEFÄS-
SEN AUS KUNSTSTOFF MIT EINEM
FASSUNGSRAUM VON HÖCHSTENS

1 250 LITERN *)

(1) Abweichend von Rn. 2807 der Anlage A des
ADR darf Cyanurchlorid (kristallin) der Klasse 8,
Rn. 2801, Ziffer 27 c, unter folgenden Bedingun-
gen in Transportgefäßen aus Kunststoff mit einem
Fassungsraum von höchstens 1 250 Litern befördert
werden:
1. Baumusterprüfung

Die Eignung der Transportgefäße muß
durch eine Baumusterprüfung bei einer im
Versandland behördlich anerkannten Prüf-
anstalt/Prüfstelle entsprechend den zwi-
schen den Vertragsparteien anerkannten
Vorschriften nachgewiesen sein.

2. Betrieb
Die Behälter sind nach dem Beladen und
Verschließen so mit Wasser abzusprühen,
daß ihnen keine Ladegutreste anhaften.

3. Übergangsbestimmungen
Die nach den Bedingungen der folgenden
Ziffern 3.1 bis 3.5 bis 31. Dezember 1983
gefertigten und zugelassenen Transportge-
fäße aus glasfaserverstärktem Polyesterharz
mit einem Fassungsraum von höchstens
1,4 m3 dürfen bei der Beförderung in
geschlossener Ladung weiter verwendet wer-
den, wenn von der im Versandland behörd-
lich anerkannten Prüfanstalt/Prüfstelle die
Gebrauchsdauer um höchstens fünf Jahre
auf insgesamt zehn Jahre verlängert wird.
Für Gefäße, deren Gebrauchsdauer über den
Zeitraum von fünf Jahren hinaus verlängert
wird, ist nach den in Absatz 1 Ziffer 1
genannten Bestimmungen eine
— Innendruckprüfung sowie eine

— Fallprüfung
an einer von der Prüfanstalt/Prüfstelle
bestimmten Zahl von Transportgefäßen

*) Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarung kund-
gemacht in BGBl. Nr. 67/1985.
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durchzuführen. Die Prüfanstalt/Prüfstelle
legt in einem Nachtrag zum Zulassungs-
schein über die Verlängerung der
Gebrauchsdauer darüber hinaus fest, in wel-
chem Umfang die in die Regelung einzube-
ziehenden Transportgefäße jährlich wieder-
kehrend Stück für Stück auf Dichtheit und
bestimmungsgemäßen Zustand durch einen
Sachkundigen zu überprüfen sind. Sie legt
darüber hinaus alle weiteren Auflagen, wie
zB Tausch von Schraubdeckeln, Auslaufar-
maturen, Dichtungen aus bestimmten
Werkstoffen und Aufarbeitung der Rahmen
nach sachverständigem Ermessen für die in
die Gebrauchsdauerverlängerung einbezoge-
nen Transportgefäße, fest. Die in Absatz 1
Ziffer 1 genannten Bestimmungen sind,
soweit erforderlich, sinngemäß anzuwenden.
Für die Verpackung gelten im übrigen fol-
gende Vorschriften:

3.1 Der Glasgehalt des Polyesterharzes im
Boden, im konischen Teil und im Mantel des
Gefäßes muß zwischen 30 und 40% liegen.

3.2 Bei dem Werkstoff des Gefäßes muß
3.2.1 die Biegefestigkeit zwischen 1 500 und

2000 kg/cm2,
3.2.2 die Schlagzähigkeit zwischen 70 und 90 kg/

cm2 und
3.2.3 die Formbeständigkeit in der Wärme bei

85 °C liegen.
3.3 Der Werkstoff darf von Cyanurchlorid nicht

angegriffen werden und muß . gegenüber
Cyanurchloriddämpfen undurchlässig sein.
Der Werkstoff muß ferner gegenüber Fun-
ken und kurzzeitiger Flammeneinwirkung
widerstandsfähig sein.

3.4 Die Wanddicke des Gefäßes muß minde-
stens 5 mm betragen. Die Gefäße müssen in
ein Stahlgestell eingesetzt und mit diesem
fest verbunden sein.

3.5 Die Gefäße müssen einem Baumuster ent-
sprechen, das nach Temperierung auf
— 20 °C eine Auflaufprüfung mit einer
Geschwindigkeit von 15 km/h bei einer
behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüf-
stelle ohne Beanstandungen überstanden hat.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
gemäß Rn. 2010 des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien, längstens jedoch bis zum 30. April
1990.

Wien, den 22. November 1985
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Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 5. November 1985

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag:

Bredemeier

Sinowatz

533.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR VERKEHR DER BUNDESREPU-
BLIK DEUTSCHLAND UND DEM BUN-
DESMINISTER FÜR ÖFFENTLICHE
WIRTSCHAFT UND VERKEHR DER
REPUBLIK ÖSTERREICH NACH RN.
2010 DES ADR ÜBER DIE BEFÖRDE-
RUNG VON TITANDISULFID ALS

STOFF DER KLASSE 4.2 *)

(1) Abweichend von den Vorschriften der Rn.
2430 und 2431 der Anlage A des ADR darf Titan-
disulfid als Stoff der Klasse 4.2 unter folgenden
Bedingungen im Straßenverkehr befördert werden:

1. Verpackung
1.1 Titandisulfid muß in zusammengesetzten Ver-

packungen, nämlich Außenverpackungen,
bestehend aus 60-l-Stahlfässern mit abnehmba-
rem Deckel Typ 1A2, und Innenverpackungen,
bestehend aus Säcken aus geeignetem Kunst-
stoff mit einer maximalen Füllmenge von
20 kg, verpackt sein. Die Verpackung muß her-
metisch (gasdicht/dampfdicht) verschlossen
sein.

1.2 Die zusammengesetzte Verpackung muß einer
Baumusterprüfung bei einer im Versandland
behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüfstelle
gemäß den unter Ziffer 2 festgelegten Bedin-
gungen mit Erfolg unterzogen und zugelassen
worden sein.

2. Baumusterprüfung
2.1 Die Eignung der Verpackung muß durch eine

Baumusterprüfung nach den Vorschriften des
Anhangs A.5 zur Anlage A des ADR nachge-
wiesen sein.

*) Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarung kund-
gemacht in BGBl. Nr. 223/1984.
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2.2 Es sind die Bedingungen für feste Stoffe der
Verpackungsgruppe I anzuwenden.

3. Zulassung und Kennzeichnung
3.1 Die Bauart der Verpackung muß nach den

Vorschriften des Anhangs A.5 zugelassen sein.
3.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart herge-

stellte Verpackung muß nach den vorgenann-
ten Vorschriften gekennzeichnet sein.

4. Gefahrzettel
Jedes Versandstück ist mit einem Gefahrzettel
nach Muster 4.2 des Anhangs A.9 zur Anlage A
des ADR zu versehen.

5. Sonstige Vorschriften
Die übrigen für die Stoffe der Klasse 4.2 des
ADR zu beachtenden Vorschriften sind anzu-
wenden.

(2) In das Beförderungspapier ist folgende
Bezeichnung des Gutes aufzunehmen: „Titandisul-
fid, 4.2, ADR". Die Gutsbezeichnung ist zu unter-
streichen. Der Absender hat zusätzlich im Beförde-
rungspapier zu vermerken: „Beförderung verein-
bart nach Rn. 2010 des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis zum 31. Dezember 1988.

Wien, den 26. November 1985

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 5. November 1985

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr
Im Auftrag:

Bredemeier

Sinowatz
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